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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 


Aufhebbare Einundneunzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste — 
Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

— Drucksache 10/2721 — 


A. Problem 

Angleichung des nationalen Einfuhrrechts an das EG-Recht 
und an das Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik 
(Ausgabe 1985) 


B. Lösung 

Änderung der Einfuhrliste (Neufassung) 

Einmütigkeit im Ausschuß bei Enthaltung des Vertreters der 
Fraktion DIE GRÜNEN 



Drucksache 10/2969 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung — Drucksache 10/2721 — nicht zu verlangen. 

Bonn, den 28. Februar 1985 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Burgmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2969 


Bericht des Abgeordneten Burgmann 


Die Verordnung, die am 1. Januar 1985 in Kraft ge- 
treten ist, wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages am 18. Januar 1985 an den Ausschuß 
für Wirtschaft zur Beratung überwiesen. Es handelt 
sich um eine sogenannte Nachlaufverordnung, bei 
der der Deutsche Bundestag nach § 27 Abs. 2 Au- 
ßenwirtschaftsgesetz die Aufhebung innerhalb ei- 
ner Frist von vier Monaten nach Verkündung ver- 
langen kann. Der Ausschuß für Wirtschaft hat die 
Verordnung in seiner 33. Sitzung am 28. Februar 
1985 beraten. 

Zum Inhalt der Verordnung 

Die Einfuhrliste folgt dem Schema des deutschen 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik. 
Sie muß zum 1. Januar 1985 wegen statistischer Än- 
derungen, die sich über das ganze Verzeichnis er- 
strecken, neu gefaßt werden. Die statistischen Än- 
derungen beruhen auf der Weiterentwicklung des 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik 
der Europäischen Gemeinschaften (NIMEXE) und 
sind insoweit bindend. Materielle Änderungen des 
Einfuhrrechts sind mit der Änderung des Waren- 
verzeichnisses nicht verbunden. 

Sachliche Änderungen der Einfuhrliste ergeben 
sich aus weiteren Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaften und dienen der Kontrolle einzelner 
Waren sowie Durchsetzung handelspolitischer 


Maßnahmen. Waren, die ursprünglich nur zur akti- 
ven Veredelung eingeführt, dann aber in einen wei- 
teren Mitgliedstaat nicht nur zur aktiven Verede- 
lung geliefert worden sind, können dort erst zur 
Einfuhr abgefertigt werden, wenn der erste Mit- 
gliedstaat die Anwendung handelspolitischer Maß- 
nahmen — wie Einfuhrgenehmigung und Anrech- 
nung auf ein Kontingent — bestätigt. 

Um dem Mißbrauch von Hanfsaaten vorzubeugen, 
wird klargestellt, daß ihre Einfuhr der Genehmi- 
gungspflicht unterliegt, auch wenn sich die Ware 
bereits im freien Verkehr der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft befindet. 

Hinsichtlich anderer Waren wird klargestellt, daß, 
wenn sie sich im freien Verkehr eines Mitgliedstaa- 
tes der EWG befinden, sie nicht der Einfuhrerklä- 
rungspflicht unterliegen. Dies gilt auch für Waren 
ungarischen Ursprungs, für die eigentlich eine Ein- 
fuhrerklärung erforderlich ist. 

Ferner sind, um geplanten urheberrechtlichen Än- 
derungen entsprechen zu können, Warennummern 
für Bild- und Tonträgergeräte sowie Bild- und Ton- 
aufzeichnungsgeräte, neu gegliedert worden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut- 
schen Bundestag einmütig, bei einer Stimmenthal- 
tung, von dem ihm zustehenden Aufhebungsverlan- 
gen keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 28. Februar 1985 

Burgmann 

Berichterstatter 
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